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BFA-VG 818 Abs3

B-VG Art133 Abs4

FPG §67 Abs1

FPG §67 Abs2

FPG §70 Abs3

. BFA-VG § 18 heute

BFA-VG § 18 gultig ab 01.09.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 56/2018

BFA-VG & 18 gultig von 01.11.2017 bis 31.08.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017
BFA-VG & 18 gultig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
BFA-VG § 18 gultig von 20.07.2015 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
BFA-VG § 18 gultig von 13.06.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 40/2014
BFA-VG & 18 gultig von 01.01.2014 bis 12.06.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013
BFA-VG 8 18 gliltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013
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B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 gultig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 gultig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 guiltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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FPG 8 67 heute

FPG § 67 gultig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
FPG § 67 gultig ab 01.11.2017 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017

FPG § 67 glltig von 01.01.2014 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
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5. FPG § 67 gultig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 38/2011
6. FPG § 67 giltig von 01.01.2010 bis 30.06.2011zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009

7. FPG § 67 glltig von 01.01.2006 bis 31.12.2009
1. FPG 867 heute
2. FPG 8§ 67 giiltig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
3. FPG 8§ 67 guiltig ab 01.11.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017
4. FPG § 67 glltig von 01.01.2014 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
5. FPG 867 glltig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 38/2011
6. FPG § 67 glltig von 01.01.2010 bis 30.06.2011zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 122/2009
7. FPG § 67 glltig von 01.01.2006 bis 31.12.2009
1. FPG § 70 heute
2. FPG § 70 gultig ab 01.01.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
3. FPG § 70 glltig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 38/2011
4. FPG § 70 gultig von 01.01.2006 bis 30.06.2011

Spruch

G310 2300228-1/3E
IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Mag. Gaby WALTNER iber die Beschwerde des
slowenischen Staatsangehdrigen XXXX , geboren am XXXX , vertreten durch die BBU GmbH, gegen den Bescheid des
Bundesamts fir Fremdenwesen und Asyl vom 03.09.2024, Zahl XXXX , betreffend die Erlassung eines
Aufenthaltsverbots zu Recht:Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Mag. Gaby WALTNER Uber die
Beschwerde des slowenischen Staatsangehdrigen romisch 40, geboren am rémisch 40, vertreten durch die BBU
GmbH, gegen den Bescheid des Bundesamts fir Fremdenwesen und Asyl vom 03.09.2024, Zahl romisch 40, betreffend

die Erlassung eines Aufenthaltsverbots zu Recht:
A)  Der Antrag, der Beschwerde die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen, wird als unzulassig zurliickgewiesen.
B)  Die Beschwerde wird als unbegrindet abgewiesen.

0 Revision ist gemaR Art 133 Abs 4 B-VG nicht zulassigC) Revision ist gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:
Verfahrensgang:

Nachdem der Beschwerdefiihrer (BF) aufgrund eines am XXXX .2024 angeordneten Europdischen Haftbefehls der
Staatsanwaltschaft XXXX , XXXX , festgenommen wurde, wurde am XXXX .2024 iber ihn die Untersuchungshaft
verhangt. Nachdem der Beschwerdefuhrer (BF) aufgrund eines am rémisch 40 .2024 angeordneten Europdischen
Haftbefehls der Staatsanwaltschaft rémisch 40, rémisch 40, festgenommen wurde, wurde am rémisch 40 .2024 Gber

ihn die Untersuchungshaft verhangt.

Mit dem Schreiben des Bundesamts fur Fremdenwesen und Asyl (BFA) vom 13.06.2024 wurde er aufgefordert, zur
beabsichtigten Erlassung eines Aufenthaltsverbots Stellung zu nehmen und wurden dazu konkrete Fragen an den BF

zu seinem Privat- und Familienleben gerichtet. Der BF unterliel die Einbringung einer Stellungnahme.

In weiterer Folge wurde der BF mit dem Urteil des Landesgerichts XXXX vom XXXX .2024, XXXX , wegen des Verbrechens
des gewerbsmaBig schweren Betruges nach 88 146, 147 Abs 2, 148 zweiter Fall StGB zu einer
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vierundzwanzigmonatigen Freiheitsstrafe verurteilt, wobei achtzehn Monate unter Bestimmung einer dreijahrigen
Probezeit bedingt nachgesehen wurden. Ein Betrag von EUR 46.000,00 wurde fur verfallen erklart.In weiterer Folge
wurde der BF mit dem Urteil des Landesgerichts rémisch 40vom rémisch 40.2024, rémisch 40, wegen des
Verbrechens des gewerbsmaRig schweren Betruges nach Paragraphen 146,, 147 Absatz 2,, 148 zweiter Fall StGB zu
einer vierundzwanzigmonatigen Freiheitsstrafe verurteilt, wobei achtzehn Monate unter Bestimmung einer
dreijdhrigen Probezeit bedingt nachgesehen wurden. Ein Betrag von EUR 46.000,00 wurde fur verfallen erklart.

Mit Beschluss des Landesgerichts XXXX vom XXXX .2024, XXXX , wurde die bedingte Entlassung des BF, welcher in der
Justizanstalt XXXX angehalten wurde, am XXXX .2024 angeordnet und eine Adresse in Deutschland als kunftige
Wohnanschrift angefihrt. Mit Beschluss des Landesgerichts rémisch 40 vom rémisch 40 .2024, rdmisch 40, wurde die
bedingte Entlassung des BF, welcher in der Justizanstalt romisch 40 angehalten wurde, am rdémisch 40 .2024
angeordnet und eine Adresse in Deutschland als kiinftige Wohnanschrift angefiihrt.

Mit dem nunmehr angefochtenen Bescheid wurde gegen den BF gemald 8 67 Abs 1 und 2 FPG ein vierjahriges
Aufenthaltsverbot erlassen (Spruchpunkt I.), gemaR § 70 Abs 3 FPG kein Durchsetzungsaufschub erteilt (Spruchpunkt
Il) und einer Beschwerde die aufschiebende Wirkung gemal3 8 18 Abs 3 BFA-VG aberkannt (Spruchpunkt Ill.). Das
Aufenthaltsverbot wurde im Wesentlichen mit seinen strafgerichtlichen Verurteilungen und dem Fehlen familiarer,
sozialer und beruflicher Bindungen in Osterreich begriindet.Mit dem nunmehr angefochtenen Bescheid wurde gegen
den BF gemaR Paragraph 67, Absatz eins und 2 FPG ein vierjahriges Aufenthaltsverbot erlassen (Spruchpunkt romisch
eins.), gemald Paragraph 70, Absatz 3, FPG kein Durchsetzungsaufschub erteilt (Spruchpunkt rémisch I.) und einer
Beschwerde die aufschiebende Wirkung gemafR Paragraph 18, Absatz 3, BFA-VG aberkannt (Spruchpunkt rémisch I11.).
Das Aufenthaltsverbot wurde im Wesentlichen mit seinen strafgerichtlichen Verurteilungen und dem Fehlen familidrer,
sozialer und beruflicher Bindungen in Osterreich begriindet.

Dagegen richtet sich die erhobene Beschwerde mit den Antragen, eine Beschwerdeverhandlung anzuberaumen, die
aufschiebende Wirkung zuzuerkennen und den angefochtenen Bescheid zu beheben. Hilfsweise wird auch noch ein
Antrag auf Herabsetzung der Dauer des Aufenthaltsverbots gestellt. Der BF begrindet die Beschwerde
zusammengefasst damit, dass er sich seit 2015 in Osterreich aufhalte und somit ein unionsrechtliches
Daueraufenthaltsrecht erlangt habe. Zu seinen in Osterreich lebenden Verwandten, sein Bruder und eine Cousine,
bestehe ein sehr gutes Verhaltnis. Der BF beherrsche die deutsche Sprache, sei seit 2015 fast immer einer
Erwerbstatigkeit nachgegangen und verflge Uber einen breiten Freundeskreis. Er bereue seine Straftaten zutiefst.
Auch habe die Behorde entschieden, ohne ihn zuvor persdnlich einzuvernehmen.

Das BFA legte die Beschwerde und die Verwaltungsakten dem Bundesverwaltungsgericht (BVwG) vor.

Der BF verbUf3te seine Strafhaft bis XXXX .2024 in der Justizanstalt XXXX und wurde noch am selben Tag Uber den
Landweg nach Slowenien abgeschoben.Der BF verbite seine Strafhaft bis rémisch 40.2024 in der Justizanstalt
rémisch 40 und wurde noch am selben Tag tber den Landweg nach Slowenien abgeschoben.

Feststellungen:

Der BF ist slowenischer Staatsangehdriger und wurde am XXXX in der bosnischen Ortschaft XXXX geboren. Der BF ist
ledig, etwaige Sorgepflichten sind nicht bekannt. Er verflgt Uber einen bis XXXX .2027 giltigen slowenischen
Personalausweis. Ein Bruder und eine Cousine der BF leben im Bundesgebiet, zu welchen der BF in Kontakt steht. Auch
verflgt der BF im Bundesgebiet Uber einen Freundeskreis.Der BF ist slowenischer Staatsangehdriger und wurde am
rémisch 40in der bosnischen Ortschaft rémisch 40 geboren. Der BF ist ledig, etwaige Sorgepflichten sind nicht
bekannt. Er verflgt Uber einen bis romisch 40 .2027 gliltigen slowenischen Personalausweis. Ein Bruder und eine
Cousine der BF leben im Bundesgebiet, zu welchen der BF in Kontakt steht. Auch verfligt der BF im Bundesgebiet Gber
einen Freundeskreis.

Wohnsitzmeldungen im Bundesgebiet weist der BF von XXXX .2015 bis XXXX .2016, von XXXX .2018 bis XXXX .2019
sowie von XXXX .2021 bis XXXX .2023 auf. Von XXXX .2024 bis XXXX .2024 wurde er in der Justizanstalt XXXX angehalten.
Wohnsitzmeldungen im Bundesgebiet weist der BF von réomisch 40 .2015 bis romisch 40 .2016, von romisch 40 .2018
bis romisch 40 .2019 sowie von rémisch 40 .2021 bis rémisch 40 .2023 auf. Von rémisch 40 .2024 bis rémisch 40 .2024
wurde er in der Justizanstalt romisch 40 angehalten.

Beschaftigungszeiten liegen fur die Zeitraume von XXXX .2015 bis XXXX .2016, von XXXX .2018 bis XXXX .2018, von XXXX
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.2019 bis XXXX .2019, von XXXX .2019 bis XXXX .2019, von XXXX .2020 bis XXXX .2020, von XXXX .2020 bis XXXX .2020
und von XXXX .2021 bis XXXX .2022 vor, wobei der BF von XXXX .2022 bis XXXX .2023 als gewerblich selbststandig
Erwerbstatiger versichert war und dies seit XXXX .2024 - sohin zu einem Zeitpunkt als er sich noch in Strafhaft befand -
auch wieder ist. Beschaftigungszeiten liegen fur die Zeitrdume von rémisch 40 .2015 bis rémisch 40 .2016, von romisch
40 .2018 bis romisch 40 .2018, von romisch 40 .2019 bis romisch 40 .2019, von romisch 40 .2019 bis romisch 40 .2019,
von romisch 40 .2020 bis romisch 40 .2020, von romisch 40 .2020 bis romisch 40 .2020 und von romisch 40 .2021 bis
réomisch 40.2022 vor, wobei der BF von rémisch 40.2022 bis rémisch 40.2023 als gewerblich selbststandig
Erwerbstatiger versichert war und dies seit rémisch 40 .2024 - sohin zu einem Zeitpunkt als er sich noch in Strafhaft
befand - auch wieder ist.

Weitere integrationsbegriindende Umstande kdnnen nicht festgestellt werden.

Die dem BF am XXXX .2016 ausgestellte Anmeldebescheinigung wurde am XXXX .2019 wegen einer rechtskraftigen
Ausweisungsentscheidung des BFA zur Verfahrenszahl XXXX widerrufen.Die dem BF am rémisch 40.2016 ausgestellte
Anmeldebescheinigung wurde am rémisch 40.2019 wegen einer rechtskraftigen Ausweisungsentscheidung des BFA
zur Verfahrenszahl rémisch 40 widerrufen.

Am XXXX .2020 wurde der BF erstmals aus dem Stande der Schubhaft (Verfahrenszahl XXXX ) nach Slowenien
abgeschoben, wobei er zuvor von XXXX .2020 bis zur Abschiebung im Polizeianhaltezentrum XXXX angehalten wurde.
Am romisch 40.2020 wurde der BF erstmals aus dem Stande der Schubhaft (Verfahrenszahl romisch 40) nach
Slowenien abgeschoben, wobei er zuvor von rémisch 40 .2020 bis zur Abschiebung im Polizeianhaltezentrum rémisch
40 angehalten wurde.

Mit Urteil des Bezirksgerichts XXXX vom XXXX .2022, XXXX , wurde der BF erstmals in Osterreich verurteilt, und zwar
wegen des Vergehens des Diebstahls nach dem § 127 StGB, teilweise im Stadium des Versuchs nach§ 15 StGB zu einer
Geldstrafe von 120 Tagessatzen & EUR 33,00, sohin insgesamt EUR 3.960,00, im Nichteinbringungsfall 60 Tage
Ersatzfreiheitsstrafe. Der Verurteilung liegt zugrunde, dass der BF an verschiedenen Orten in Osterreich, und zwar am
XXXX.2017 in XXXX, am XXXX .2018 in XXXX sowie am XXXX .2018, am XXXX .2018 und am XXXX .2020 in XXXX teilweise
versucht hat, diverse Kleidungsstlicke, ein Mobiltelefon und Parfums zu stehlen. Bei der Strafbemessung wirkte sich
das Zusammentreffen von funf Vergehen erschwerend aus, mildernd waren das reumiitige Gestandnis, der bisher
ordentliche Lebenswandel und dass es teilweise beim Versuch geblieben ist. Mit Urteil des Bezirksgerichts rémisch 40
vom rémisch 40 .2022, rémisch 40 , wurde der BF erstmals in Osterreich verurteilt, und zwar wegen des Vergehens des
Diebstahls nach dem Paragraph 127, StGB, teilweise im Stadium des Versuchs nach Paragraph 15, StGB zu einer
Geldstrafe von 120 Tagessatzen a EUR 33,00, sohin insgesamt EUR 3.960,00, im Nichteinbringungsfall 60 Tage
Ersatzfreiheitsstrafe. Der Verurteilung liegt zugrunde, dass der BF an verschiedenen Orten in Osterreich, und zwar am
rémisch 40 .2017 in rédmisch 40, am romisch 40.2018 in romisch 40 sowie am rémisch 40.2018, am romisch 40 .2018
und am rémisch 40.2020 in romisch 40 teilweise versucht hat, diverse Kleidungsstiicke, ein Mobiltelefon und Parfums
zu stehlen. Bei der Strafbemessung wirkte sich das Zusammentreffen von funf Vergehen erschwerend aus, mildernd
waren das reumutige Gestandnis, der bisher ordentliche Lebenswandel und dass es teilweise beim Versuch geblieben
ist.

Die nachste Verurteilung folgte ein halbes Jahr danach mit Urteil des Bezirksgericht XXXX vom XXXX .2022, XXXX ,
wegen des Vergehen des Betrugs nach dem & 146 StGB zu einer Zusatzstrafe gemafl 88 31, 40 StGB unter
Bedachtnahme auf das o.a. Urteil im Ausmal’ von flnfzig Tagessatzen & EUR 10,00. Die Gesamtgeldstrafe belauft sich
damit auf EUR 500,00, im Uneinbringlichkeitsfall waren dies 25 Tage Ersatzfreiheitsstrafe. Der Verurteilung liegt
zugrunde, dass der BF am XXXX .2021 in XXXX mit dem Vorsatz, sich durch das Verhalten des Getauschten
unrechtmaliig zu bereichern, D.W. durch die tatsachenwidrige Behauptung fir den Kauf von Baumaterial eine
Anzahlung zu benétigen, mithin durch Tauschung Gber Tatsachen, zur Herausgabe von EUR 1.800,00, mithin zu einer
Handlung verleitet hat, welche D.W. an seinem Vermdgen schadigte. Die einschlagige Vorstrafe wurde bei der
Strafbemessung als erschwerend gewertet, als mildernd hingegen das Gestandnis und die Bereitschaft zur
Schadensgutmachung. Die nachste Verurteilung folgte ein halbes Jahr danach mit Urteil des Bezirksgericht rémisch 40
vom romisch 40.2022, rédmisch 40, wegen des Vergehen des Betrugs nach dem Paragraph 146, StGB zu einer
Zusatzstrafe gemal Paragraphen 31,, 40 StGB unter Bedachtnahme auf das o.a. Urteil im Ausmal3 von flnfzig
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Tagessatzen & EUR 10,00. Die Gesamtgeldstrafe belauft sich damit auf EUR 500,00, im Uneinbringlichkeitsfall waren
dies 25 Tage Ersatzfreiheitsstrafe. Der Verurteilung liegt zugrunde, dass der BF am rémisch 40 .2021 in rémisch 40 mit
dem Vorsatz, sich durch das Verhalten des Getduschten unrechtmafig zu bereichern, D.W. durch die tatsachenwidrige
Behauptung fur den Kauf von Baumaterial eine Anzahlung zu bendtigen, mithin durch Tauschung Uber Tatsachen, zur
Herausgabe von EUR 1.800,00, mithin zu einer Handlung verleitet hat, welche D.W. an seinem Vermdgen schadigte. Die
einschlagige Vorstrafe wurde bei der Strafbemessung als erschwerend gewertet, als mildernd hingegen das Gestandnis
und die Bereitschaft zur Schadensgutmachung.

Zuletzt wurde der BF mit Urteil des Landesgerichts XXXX vom XXXX .2024, XXXX , wegen des Verbrechens des
gewerbsmalig schweren Betrugs nach den 8§ 146, 147 Abs 2, 148 zweiter Fall StGB zu einer vierundzwanzigmonatigen
Freiheitsstrafe verurteilt, wobei achtzehn Monate unter Bestimmung einer dreijahrigen Probezeit bedingt
nachgesehen wurden. Ein Betrag von EUR 46.000,00 wurde fur verfallen erklart. Erschwerend wirkten sich die
einschlagige Vorstrafe, der langere Tatzeitraum, die Uber § 70 StGB hinausgehende Tatwiederholung, die Tatbegehung
wéhrend eines offenen Strafverfahrens, die zweifache Qualifikation und das mehrfache Uberschreiten der Wertgrenze
aus. Das reumtige Gestandnis konnte bei der Strafbemessung als mildernder Umstand herangezogen werden. Zuletzt
wurde der BF mit Urteil des Landesgerichts romisch 40 vom rémisch 40 .2024, rémisch 40, wegen des Verbrechens des
gewerbsmaRig schweren Betrugs nach den Paragraphen 146, 147 Absatz 2, 148 zweiter Fall StGB zu einer
vierundzwanzigmonatigen Freiheitsstrafe verurteilt, wobei achtzehn Monate unter Bestimmung einer dreijahrigen
Probezeit bedingt nachgesehen wurden. Ein Betrag von EUR 46.000,00 wurde fur verfallen erklart. Erschwerend
wirkten sich die einschldgige Vorstrafe, der langere Tatzeitraum, die Uber Paragraph 70, StGB hinausgehende
Tatwiederholung, die Tatbegehung wahrend eines offenen Strafverfahrens, die zweifache Qualifikation und das
mehrfache Uberschreiten der Wertgrenze aus. Das reumiitige Gestdndnis konnte bei der Strafbemessung als
mildernder Umstand herangezogen werden.

Der Verurteilung lag zugrunde, dass der BF

1) in der Zeit von XXXX .2021 bis XXXX .2022 in XXXX und anderen nicht mehr feststellbaren Orten M.D. und C.G. durch
Tauschung Uber seine Leistungswilligkeit und -fahigkeit zum Abschluss eines Werkvertrages und Ubergabe einer
Anzahlung in Héhe von EUR 7.000,00, zur Ubergabe von Sanitdrmaterial an eine von ihm beauftragte Person im Wert
von EUR 6.913,36 sowie zu laufenden weiteren Uberweisungen in Hohe von insgesamt EUR 24.692,85 verleitete, indem
er mit den Genannten einen Werkvertrag Uber die Generalsanierung eines Ferienhauses in Kroatien abschloss, jedoch
in Folge die vereinbarten Leistungen nur zu einem geringen Teil im Wert von ca. EUR 2.000,00 erbrachte und sich der
Gesamtschaden auf ca. 36.000,00 belief;1) in der Zeit von rémisch 40 .2021 bis romisch 40 .2022 in romisch 40 und
anderen nicht mehr feststellbaren Orten M.D. und C.G. durch Tauschung Uber seine Leistungswilligkeit und -fahigkeit
zum Abschluss eines Werkvertrages und Ubergabe einer Anzahlung in Hohe von EUR 7.000,00, zur Ubergabe von
Sanitarmaterial an eine von ihm beauftragte Person im Wert von EUR 6.913,36 sowie zu laufenden weiteren
Uberweisungen in Héhe von insgesamt EUR 24.692,85 verleitete, indem er mit den Genannten einen Werkvertrag tiber
die Generalsanierung eines Ferienhauses in Kroatien abschloss, jedoch in Folge die vereinbarten Leistungen nur zu
einem geringen Teil im Wert von ca. EUR 2.000,00 erbrachte und sich der Gesamtschaden auf ca. 36.000,00 belief;

2) am XXXX .2022 in XXXX K.W und D.W. durch Tauschung Uber seine Leistungswilligkeit und -fahigkeit zum Abschluss
eines Werkvertrages und Uberweisung einer Anzahlung in Héhe von EUR 7.000,00 verleitete, indem er mit den
Genannte einen Bauvertrag zur Errichtung eines Gartenzauns abschloss, indem die Leistung eine Anzahlung in Hohe
von EUR 7.000,00 vereinbart wurde, jedoch in Folge keine Leistungen erbrachte; 2) am rémisch 40 .2022 in rémisch 40
K.W und D.W. durch Tauschung Uber seine Leistungswilligkeit und -fahigkeit zum Abschluss eines Werkvertrages und
Uberweisung einer Anzahlung in Héhe von EUR 7.000,00 verleitete, indem er mit den Genannte einen Bauvertrag zur
Errichtung eines Gartenzauns abschloss, indem die Leistung eine Anzahlung in Hohe von EUR 7.000,00 vereinbart
wurde, jedoch in Folge keine Leistungen erbrachte;

3) im Zeitraum von XXXX .2023 bis XXXX .2023 in XXXX L.K.S. durch Tauschung Uber seine Leistungswilligkeit und -
fahigkeit zum Abschluss eines Werkvertrages und Uberweisung von Werklohnzahlungen in Héhe von insgesamt EUR
2.810,00 verleitete, indem er mit dem Genannten einen Werkvertrag zum Einbau einer Dachbodentire abschloss, in
dem die Leistung einer Anzahlung in Hohe von EUR 2.160,00, sowie zwei weitere Vorauszahlungen in Hohe von
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insgesamt EUR 650,00 vereinbart wurde, wobei er in Folge keine Leistungen erbrachte.3) im Zeitraum von rémisch 40
.2023 bis rémisch 40.2023 in rémisch 40 L.K.S. durch Tauschung Uber seine Leistungswilligkeit und -fahigkeit zum
Abschluss eines Werkvertrages und Uberweisung von Werklohnzahlungen in Héhe von insgesamt EUR 2.810,00
verleitete, indem er mit dem Genannten einen Werkvertrag zum Einbau einer Dachbodenttire abschloss, in dem die
Leistung einer Anzahlung in Héhe von EUR 2.160,00, sowie zwei weitere Vorauszahlungen in Hohe von insgesamt EUR
650,00 vereinbart wurde, wobei er in Folge keine Leistungen erbrachte.

Die Strafhaft verblfite der BF bis zu seiner Abschiebung am XXXX .2024 in der Jusitzanstalt XXXX Die Strafhaft
verbuf3te der BF bis zu seiner Abschiebung am romisch 40 .2024 in der Jusitzanstalt rémisch 40 .

Beweiswirdigung:

Der Verfahrensgang und die Feststellungen ergeben sich aus dem unbedenklichen Inhalt des vorgelegten
Verwaltungsakts und des Gerichtsakts des BVwG.

Die Feststellungen basieren insbesondere auf den Angaben der BF sowie auf den Informationen aus dem Zentralen
Melderegister (ZMR), dem Strafregister und dem Informationsverbundsystem Zentrales Fremdenregister (IZR), wo auch
der slowenische Personalausweis dokumentiert ist. Ebenfalls scheinen darin die Ausstellung sowie der Widerruf der
Anmeldebescheinigung sowie die bisher gegen den BF gefuhrten Verfahren des BFA auf.

Die Feststellungen zu seinen familidren und persénlichen Verhaltnissen beruhen auf den entsprechenden Angaben
des BF in der Beschwerde.

Die Feststellungen zur Arbeitsfahigkeit und zum Gesundheitszustand des BF beruhen darauf, dass er in einem
erwerbsfahigen Alter ist und vor seiner Inhaftierung einer Erwerbstatigkeit nachging. Hinweise auf gesundheitliche
Probleme oder Einschrankungen der Arbeitsfahigkeit liegen nicht vor.

Die Wohnsitzmeldungen des BF sowie die Zeiten der Inhaftierung sind im Zentralen Melderegister dokumentiert. Die
Zeiten der Erwerbstatigkeiten sowie die zwei Sozialversicherungsnummern ergeben sich aus dem Auszug seiner
Versicherungsdaten.

Die Feststellungen zu den vom BF in Osterreich begangenen Straftaten, zu seinen Verurteilungen und zu den
Erschwerungs- und Milderungsgrinden basieren auf den im Verwaltungsakt aufliegenden Urteilen und dem
Strafregisterauszug, Auch der Europdische Haftbefehl, der Beschluss Uber die bedingte Entlassung sowie die
Anordnung zur AuBerlandesbringung liegen im Verwaltungsakt auf.

Anhaltspunkte fir weitere familidare oder andere private Bindungen des BF oder flir eine relevante Integration oder
Anbindung in Osterreich, die (iber die Feststellungen hinausgehen, bestehen nicht.

Rechtliche Beurteilung:
Zum behaupteten Verfahrensmangel (fehlende persdnliche Einvernahme des BF):

Die Vorgangsweise des BFA, den BF nicht personlich zu den Voraussetzungen fir die Erlassung eines
Aufenthaltsverbots zu vernehmen, sondern ihn aufzufordern, sich schriftlich zu &uBern und konkrete,
entscheidungswesentliche Fragen zu beantworten, ist hier nicht zu beanstanden. Parteiengehér kann von der Behdrde
grundsatzlich auch in schriftlicher Form gewahrt werden. AuRerdem hatte der BF die Mdglichkeit, in der Beschwerde
zulassiges Neuvorbringen zu erstatten.

Zu Spruchteil A):

Aufgrund der in § 18 Abs 5 BFA-VG angeordneten amtswegigen Priifung der Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung
durch das BVwG ist der Antrag des BF, der Beschwerde die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen, weder notwendig
noch zuldssig und daher zurlickzuweisen.Aufgrund der in Paragraph 18, Absatz 5, BFA-VG angeordneten amtswegigen
Prifung der Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung durch das BVwG ist der Antrag des BF, der Beschwerde die
aufschiebende Wirkung zuzuerkennen, weder notwendig noch zuldssig und daher zurlckzuweisen.

Zu Spruchteil B):

Gemal’ § 67 Abs 1 FPG st gegen den BF als EWR-BUrger iSd§ 2 Abs 4 Z 8 FPG ein Aufenthaltsverbot zu erlassen, wenn
auf Grund seines personlichen Verhaltens die 6ffentliche Ordnung und Sicherheit gefédhrdet ist. Da er weder seit zehn
Jahren seinen Aufenthalt im Bundesgebiet hatte noch das Daueraufenthaltsrecht iSd § 53a NAG erworben hat (was
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grundsatzlich einen flunfjahrigen, kontinuierlichen und rechtmaBigen Inlandsaufenthalt voraussetzt), ist der
Gefédhrdungsmalistab nach 8 67 Abs 1 zweiter bis vierter Satz FPG anzuwenden. Gemal Paragraph 67, Absatz eins,
FPG ist gegen den BF als EWR-BUrger iSd Paragraph 2, Absatz 4, Ziffer 8, FPG ein Aufenthaltsverbot zu erlassen, wenn
auf Grund seines personlichen Verhaltens die 6ffentliche Ordnung und Sicherheit gefédhrdet ist. Da er weder seit zehn
Jahren seinen Aufenthalt im Bundesgebiet hatte noch das Daueraufenthaltsrecht iSd Paragraph 53 a, NAG erworben
hat (was grundsatzlich einen funfjahrigen, kontinuierlichen und rechtmaRigen Inlandsaufenthalt voraussetzt), ist der
Gefahrdungsmalstab nach Paragraph 67, Absatz eins, zweiter bis vierter Satz FPG anzuwenden.

Der Erwerb eines Daueraufenthaltsrechts ist insbesondere deshalb zu verneinen, weil der BF nach seiner ersten
Einreise in das Bundesgebiet im Jahr 2015 bereits 2017 und 2018 Straftaten beging, sodass auch unter Bedachtnahme
der Wirkungslosigkeit der vor der letzten Verurteilung verhangten strafgerichtlichen Sanktionen von einer Gefahrdung
aus Grinden der offentlichen Ordnung oder Sicherheit iSd § 55 Abs 3 NAG auszugehen ist, die dem Fortbestand des
Aufenthaltsrechts gemaR § 51 Abs 1 NAG und somit dem Erlangen eines Daueraufenthaltsrechtes nach§ 53a NAG
entgegen steht (vgl. VWGH 16.07.2020, Ra 2019/21/0247). DarUber hinaus lassen weder seine Wohnsitzmeldungen
noch seine Sozialversicherungsdaten Rickschlisse dahingehend zu, dass sich der BF kontinuierlich finf Jahre im
Bundesgebiet aufgehalten hatte.Der Erwerb eines Daueraufenthaltsrechts ist insbesondere deshalb zu verneinen, weil
der BF nach seiner ersten Einreise in das Bundesgebiet im Jahr 2015 bereits 2017 und 2018 Straftaten beging, sodass
auch unter Bedachtnahme der Wirkungslosigkeit der vor der letzten Verurteilung verhangten strafgerichtlichen
Sanktionen von einer Gefahrdung aus Griinden der &6ffentlichen Ordnung oder Sicherheit iSd Paragraph 55, Absatz 3,
NAG auszugehen ist, die dem Fortbestand des Aufenthaltsrechts gemall Paragraph 51, Absatz eins, NAG und somit
dem Erlangen eines Daueraufenthaltsrechtes nach Paragraph 53 a, NAG entgegen steht vergleiche VwWGH 16.07.2020,
Ra 2019/21/0247). Darlber hinaus lassen weder seine Wohnsitzmeldungen noch seine Sozialversicherungsdaten
Ruckschlisse dahingehend zu, dass sich der BF kontinuierlich finf Jahre im Bundesgebiet aufgehalten hatte.

Mangels eines langeren Aufenthalts des BF in Osterreich ist somit der GefdhrdungsmaRstab des § 67 Abs 1 zweiter bis
vierter Satz FPG ("tatsachliche, gegenwartige und erhebliche Gefahr, die ein Grundinteresse der Gesellschaft berihrt")
anzuwenden, wobei strafrechtliche Verurteilungen allein diese MaBnahme nicht ohne weiteres begriinden kénnen und
vom Einzelfall losgeldste oder auf Generalpravention verweisende Begriindungen nicht zuldssig sind. Gemal § 67 Abs
2 FPG kann ein Aufenthaltsverbot flr die Dauer von hochstens zehn Jahren erlassen werden. Bei einer besonders
schwerwiegenden Gefahr fur die 6ffentliche Ordnung oder Sicherheit kann es auch unbefristet erlassen werden, so
z.B. bei einer rechtskraftigen Verurteilung zu einer unbedingten Freiheitsstrafe von mehr als funf Jahren (§ 67 Abs 3Z 1
FPG).Mangels eines langeren Aufenthalts des BF in Osterreich ist somit der GefdhrdungsmaRstab des Paragraph 67,
Absatz eins, zweiter bis vierter Satz FPG ("tatsachliche, gegenwadrtige und erhebliche Gefahr, die ein Grundinteresse
der Gesellschaft berthrt") anzuwenden, wobei strafrechtliche Verurteilungen allein diese MaRnahme nicht ohne
weiteres begrinden kdnnen und vom Einzelfall losgeldste oder auf Generalpravention verweisende Begrindungen
nicht zulassig sind. GemaR Paragraph 67, Absatz 2, FPG kann ein Aufenthaltsverbot fur die Dauer von hdchstens zehn
Jahren erlassen werden. Bei einer besonders schwerwiegenden Gefahr fir die 6ffentliche Ordnung oder Sicherheit
kann es auch unbefristet erlassen werden, so z.B. bei einer rechtskraftigen Verurteilung zu einer unbedingten
Freiheitsstrafe von mehr als funf Jahren (Paragraph 67, Absatz 3, Ziffer eins, FPG).

Bei der Erstellung der fir jedes Aufenthaltsverbot zu treffenden Gefahrdungsprognose ist das Gesamtverhalten des
Fremden in Betracht zu ziehen und auf Grund konkreter Feststellungen eine Beurteilung dahin vorzunehmen, ob und
im Hinblick auf welche Umstdnde die jeweils mal3gebliche Gefahrdungsannahme gerechtfertigt ist. Dabei ist nicht auf
die bloRBe Tatsache der Verurteilung oder Bestrafung, sondern auf die Art und Schwere der zu Grunde liegenden
Straftaten und auf das sich daraus ergebende Personlichkeitsbild abzustellen. Bei der nach§ 67 Abs 1 FPG zu
erstellenden Gefahrdungsprognose geht schon aus dem Gesetzeswortlaut klar hervor, dass auf das "personliche
Verhalten" des Fremden abzustellen ist und strafgerichtliche Verurteilungen allein nicht ohne weiteres ein
Aufenthaltsverbot begriinden kénnen (siehe VwGH 22.08.2019, Ra 2019/21/0091).Bei der Erstellung der fur jedes
Aufenthaltsverbot zu treffenden Gefahrdungsprognose ist das Gesamtverhalten des Fremden in Betracht zu ziehen
und auf Grund konkreter Feststellungen eine Beurteilung dahin vorzunehmen, ob und im Hinblick auf welche
Umstande die jeweils mal3gebliche Gefahrdungsannahme gerechtfertigt ist. Dabei ist nicht auf die bloRe Tatsache der
Verurteilung oder Bestrafung, sondern auf die Art und Schwere der zu Grunde liegenden Straftaten und auf das sich
daraus ergebende Personlichkeitsbild abzustellen. Bei der nach Paragraph 67, Absatz eins, FPG zu erstellenden
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Gefédhrdungsprognose geht schon aus dem Gesetzeswortlaut klar hervor, dass auf das "persdnliche Verhalten" des
Fremden abzustellen ist und strafgerichtliche Verurteilungen allein nicht ohne weiteres ein Aufenthaltsverbot
begriinden kénnen (siehe VWGH 22.08.2019, Ra 2019/21/0091).

Bei der Festsetzung der Dauer des Aufenthaltsverbotes ist gemaR§ 67 Abs 4 FPG auf alle fur seine Erlassung
malgeblichen Umstande Bedacht zu nehmen, insbesondere auch auf die privaten und familidaren Verhaltnisse (VWGH
24.05.2016, Ra 2016/21/0075).Bei der Festsetzung der Dauer des Aufenthaltsverbotes ist gemald Paragraph 67, Absatz
4, FPG auf alle fur seine Erlassung mal3geblichen Umstande Bedacht zu nehmen, insbesondere auch auf die privaten
und familidren Verhaltnisse (VWGH 24.05.2016, Ra 2016/21/0075).

Das personliche Verhalten des BF stellt eine tatsachliche, gegenwartige und erhebliche Gefahr dar, die das
Grundinteresse der Gesellschaft an Ruhe und Ordnung und an der Verhinderung strafbarer Handlungen gegen
fremdes Vermogen berlhrt. Die wiederholten strafrechtlichen Verurteilungen wegen zuletzt gewerbsmaRig
begangenen Vermdgensdelikten, der rasche Riickfall und die Wirkungslosigkeit der bisherigen Sanktionen fiihren dazu,
dass fur ihn keine positive Zukunftsprognose erstellt werden kann. Entgegen den Ausfihrungen in der Beschwerde ist
aufgrund seines bisherigen Verhaltens vielmehr von einer erheblichen Wiederholungsgefahr auszugehen.

Es kann somit noch nicht von einem Wegfall oder einer wesentlichen Minderung der durch die strafgerichtliche
Verurteilung des BF indizierten Gefahrlichkeit ausgegangen werden. Ein Gesinnungswandel eines Straftaters ist
grundsatzlich daran zu messen, ob und wie lange er sich - nach dem Vollzug einer Haftstrafe - in Freiheit wohlverhalten
hat (siehe VWGH 26.01.2017, Ra 2016/21/9233). Da der BF erst am XXXX .2024 bedingt aus der Strafhaft entlassen
wurde, reicht dieser Zeitraum fir einen Gesinnungswandel noch nicht aus.Es kann somit noch nicht von einem
Wegfall oder einer wesentlichen Minderung der durch die strafgerichtliche Verurteilung des BF indizierten
Gefahrlichkeit ausgegangen werden. Ein Gesinnungswandel eines Straftaters ist grundsatzlich daran zu messen, ob
und wie lange er sich - nach dem Vollzug einer Haftstrafe - in Freiheit wohlverhalten hat (siehe VwWGH 26.01.2017, Ra
2016/21/9233). Da der BF erst am rémisch 40 .2024 bedingt aus der Strafhaft entlassen wurde, reicht dieser Zeitraum
fir einen Gesinnungswandel noch nicht aus.

Der mit dem Aufenthaltsverbot verbundene Eingriff in das Privat- und Familienleben des BF muss verhaltnismaRig sein.
Auch diese Voraussetzung ist hier erflllt, zumal sich sein Lebensmittelpunkt zuletzt mangels eines Wohnsitzes nicht
Osterreich befand und er hier weder berlicksichtigungswiirdige private noch familidre Anknipfungspunkte hat. Dies
zeigt sich auch daran, dass er im Zuge der bedingten Entlassung eine Adresse in Deutschland als Wohnanschrift
nannte. Vielmehr bestehen sicher noch starke Bindungen zu seinem Herkunftsstaat, wo er den Grof3teil seines Lebens
verbracht hat. Das Aufenthaltsverbot erweist sich somit dem Grunde nach als zulassig.

Auch die vierjahrige Dauer des Aufenthaltsverbots ist verhaltnismaRig. Die Taten des BF sind zwar nicht der
Schwerkriminalitat zuzurechnen; bislang blieben strafgerichtliche Sanktionen jedoch wirkungslos, zumal der BF 2022
zweimal verurteilt wurde und dabei im Zeitraum von XXXX .2021 bis XXXX .2022 dennoch erneut Betrugshandlungen
setzte. Das BVWG geht daher davon aus, dass aufgrund des konkreten Unrechtsgehalts der vom BF begangenen
Straftaten unter BerUcksichtigung aller Milderungs- und Erschwerungsgrinde ein vierjahriges Aufenthaltsverbot
notwendig ist, um der von ihm ausgehenden Geféhrlichkeit wirksam zu begegnen und ihn zu einem Umdenken hin zu
einem nachhaltig rechtstreuen Verhalten zu bewegen. Das Aufenthaltsverbot laut Spruchpunkt I. des angefochtenen
Bescheids ist somit nicht zu beanstanden.Auch die vierjahrige Dauer des Aufenthaltsverbots ist verhaltnismaliig. Die
Taten des BF sind zwar nicht der Schwerkriminalitdt zuzurechnen; bislang blieben strafgerichtliche Sanktionen jedoch
wirkungslos, zumal der BF 2022 zweimal verurteilt wurde und dabei im Zeitraum von rémisch 40 .2021 bis romisch 40
.2022 dennoch erneut Betrugshandlungen setzte. Das BVwG geht daher davon aus, dass aufgrund des konkreten
Unrechtsgehalts der vom BF begangenen Straftaten unter BerUcksichtigung aller Milderungs- und
Erschwerungsgriinde ein vierjahriges Aufenthaltsverbot notwendig ist, um der von ihm ausgehenden Geféhrlichkeit
wirksam zu begegnen und ihn zu einem Umdenken hin zu einem nachhaltig rechtstreuen Verhalten zu bewegen. Das
Aufenthaltsverbot laut Spruchpunkt rémisch eins. des angefochtenen Bescheids ist somit nicht zu beanstanden.

Vor diesem gesetzlichen Hintergrund sind auch die Spruchpunkte II. und Ill. des angefochtenen Bescheids nicht zu
beanstanden. Aufgrund der wiederholten Verurteilung des BF wegen gewerbsmaRiger Vermogensdelinquenz ist dem
BFA darin beizupflichten, dass seine sofortige Ausreise im Interesse der offentlichen Ordnung und Sicherheit


https://www.ris.bka.gv.at/Ergebnis.wxe?Abfrage=Vwgh&GZ=Ra%202019/21/0091&SkipToDocumentPage=True&SucheNachRechtssatz=False&SucheNachText=True
https://www.jusline.at/gesetz/fpg/paragraf/67
https://www.ris.bka.gv.at/Ergebnis.wxe?Abfrage=Vwgh&GZ=Ra%202016/21/0075&SkipToDocumentPage=True&SucheNachRechtssatz=False&SucheNachText=True
https://www.ris.bka.gv.at/Ergebnis.wxe?Abfrage=Vwgh&GZ=Ra%202016/21/0075&SkipToDocumentPage=True&SucheNachRechtssatz=False&SucheNachText=True

erforderlich ist. Die Aberkennung der aufschiebenden Wirkung war angesichts des belasteten Vorlebens des BF trotz
der in der Beschwerde ins Treffen gefihrten Bindungen im Inland nicht zu beanstanden.Vor diesem gesetzlichen
Hintergrund sind auch die Spruchpunkte rémisch Il. und rémisch Ill. des angefochtenen Bescheids nicht zu
beanstanden. Aufgrund der wiederholten Verurteilung des BF wegen gewerbsmaRiger Vermogensdelinquenz ist dem
BFA darin beizupflichten, dass seine sofortige Ausreise im Interesse der offentlichen Ordnung und Sicherheit
erforderlich ist. Die Aberkennung der aufschiebenden Wirkung war angesichts des belasteten Vorlebens des BF trotz
der in der Beschwerde ins Treffen gefhrten Bindungen im Inland nicht zu beanstanden.

Da der relevante Sachverhalt aus der Aktenlage und dem Beschwerdevorbringen geklart ist und auch bei einem
positiven Eindruck vom BF bei einer mundlichen Verhandlung keine Herabsetzung der Dauer oder gar ein Entfall des
Aufenthaltsverbots méglich ware, zumal aufgrund der Straffalligkeit und des belasteten Vorlebens ein besonders
groRBes oOffentliches Interesse an der aufenthaltsbeendenden Malinahme besteht, unterbleibt die beantragte
Beschwerdeverhandlung gemal3 § 21 Abs 7 BFA-VG, zumal von deren Durchfiihrung keine weitere Klarung der
Angelegenheit zu erwarten ist.Da der relevante Sachverhalt aus der Aktenlage und dem Beschwerdevorbringen geklart
ist und auch bei einem positiven Eindruck vom BF bei einer mindlichen Verhandlung keine Herabsetzung der Dauer
oder gar ein Entfall des Aufenthaltsverbots mdglich ware, zumal aufgrund der Straffalligkeit und des belasteten
Vorlebens ein besonders groRBes offentliches Interesse an der aufenthaltsbeendenden MalRnahme besteht, unterbleibt
die beantragte Beschwerdeverhandlung gemafR Paragraph 21, Absatz 7, BFA-VG, zumal von deren Durchfiihrung keine
weitere Klarung der Angelegenheit zu erwarten ist.

Die einzelfallbezogene Erstellung einer Gefahrdungsprognose, die Interessenabwagung gemafl§ 9 BFA-VG und die
Bemessung der Dauer eines Aufenthaltsverbots sind im Allgemeinen nicht revisibel (siehe VwGH 20.10.2016, Ra
2016/21/3284; 01.03.2018, Ra 2011/19/0014 und 10.07.2019, Ra 2019/19/3186). Die Revision ist nicht zuzulassen, weil
sich das BVwWG im vorliegenden Einzelfall an der zitierten héchstgerichtlichen Rechtsprechung orientieren konnte und
keine darUberhinausgehende grundsatzliche Rechtsfrage iSd Art 133 Abs 1 B-VG zu |6sen war.Die einzelfallbezogene
Erstellung einer Gefadhrdungsprognose, die Interessenabwagung gemafd Paragraph 9, BFA-VG und die Bemessung der
Dauer eines Aufenthaltsverbots sind im Allgemeinen nicht revisibel (siehe VwGH 20.10.2016, Ra 2016/21/3284;
01.03.2018, Ra 2011/19/0014 und 10.07.2019, Ra 2019/19/3186). Die Revision ist nicht zuzulassen, weil sich das BVwG
im vorliegenden Einzelfall an der zitierten hochstgerichtlichen Rechtsprechung orientieren konnte und keine
daruberhinausgehende grundsatzliche Rechtsfrage iSd Artikel 133, Absatz eins, B-VG zu |6sen war.
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